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Deutschlandtreffen der Landsmannschaft Schlesien 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Landsmannschaft Schlesien veranstaltet alle zwei Jahre ein so genanntes 
Deutschlandtreffen, auf dem regelmäßig auch Vertreter der Bundesregierung 
als Gastredner auftreten. Das nächste Treffen ist für das Jahr 2003 geplant und 
soll in der niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover stattfinden. Die nie- 
dersächsische Landesregierung soll ihre Unterstützung des Treffens bereits 
zugesagt haben. 

Auf ihrem letzten Deutschlandtreffen, das am 15. Juli 2001 in Nürnberg statt- 
fand, war der Bundesminister des Innern, Otto Schily, Gastredner. Als der 
Bundesminister in seiner Rede von dem „von Deutschland angezettelten, mas- 
senmörderischen Zweiten Weltkrieg“, vom „verbrecherischen Nazi-Regime“ 
sprach und den Massenmord an den europäischen Juden als das „schlimmste 
Schandmal der deutschen Geschichte“ bezeichnete, wurde er vom Publikum 
ausgepfiffen und als „rote Sau“ und „Heuchler“ beschimpft. „Diese histori- 
schen Tatsachen müssen Sie zur Kenntnis nehmen. Wenn Sie das nicht tun, 
sind Sie noch immer verblendet“, entgegnete der Bundesminister des Innern, 
Otto Schily, als Reaktion auf die Beschimpfungen gegen ihn (Mannheimer 
Morgen und DER TAGESSPIEGEL vom 16. Juli 2001). 

Der Berliner Politologieprofessor Hans-Gerd Jaschke äußerte sich in der Sen- 
dung „Monitor“ vom 26. Juli 2001 zu den Reaktionen der Landsmannschaft 
Schlesien auf die Rede des Bundesministers folgendermaßen: 

„Es waren nicht nur die älteren Verbandsfunktionäre, die diesen Protest zum 
Ausdruck gebracht haben, sondern auch jüngere. Und bei den jüngeren Funk- 
tionären muss man sehen, dass hier der Einfluss rechtsextremer Kreise spürbar 
ist. Kreise wie die NPD und andere rechtsextreme Organisationen agieren in 
die Vertriebenenverbände hinein mit jüngeren Funktionären. Und die Ver- 
bandsspitze scheint diese Entwicklung zu dulden oder nicht zur Kenntnis zu 
nehmen. Und dadurch entsteht eine neue Plattform, ein neues - sagen wir mal 
- Bündnis durchaus zwischen Vertriebenenverbänden, Teilen der Vertriebe- 
nenverbände, Teilen der nachwachsenden Generation in den Vertriebenenver- 
bänden und dem Rechtsextremismus. Und das halte ich doch für eine neu- 
artige Entwicklung.“ 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 19. März 2002 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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„Monitor“ wies in derselben Sendung darauf hin, dass Vertriebenenverbände 
beispielsweise für die Strategen der NPD eine wichtige Scharnierfunktion er- 
füllten und zitierte die „Deutsche Stimme“, der es darum ginge, „den Kampf 
um die Themenführerschaft und die kulturelle Hegemonie zwischen dem or- 
ganisierten Nationalismus und den Systemkräften, der vor allem in den 
Vorfeldorganisationen der nationalen Opposition ausgetragen wird. Zu diesen 
Vorfeldorganisationen zählen unter anderem die Vertriebenenorganisationen“ 
(Monitor vom 26. Juli 2001). 

Nach diesen Vorfällen auf dem letzten Deutschlandtreffen der Schlesier stellt 
sich die Frage, ob es in der Landsmannschaft Schlesien und ihrem Umkreis 
noch immer Personen mit Tendenzen gibt, die deutschen Verbrechen des 
Zweiten Weltkriegs und den Holocaust zu bagatellisieren und mit Rechtsext- 
remisten zusammenzuarbeiten. 

Mitte der 90er Jahre hatte der damalige Bundesvorsitzende der Landsmann- 
schaft Schlesien, Herbert Hupka, darüber hinaus auch oft Gebietsansprüche 
auf polnisches Territorium erhoben und so indirekt gegen den „Zwei-plus- 
Vier- Vertrag“ polemisiert, ln den „Schlesischen Nachrichten“, der Verbands- 
zeitschrift der Landsmannschaft Schlesien, schrieb er getreu dem Motto 
„Schlesien bleibt unser!“: „Es gibt eben keinen rechtlichen, moralischen oder 
historischen Titel polnischerseits, russischerseits, tschechischerseits auf die 
Heimat der aus ihr vertriebenen Deutschen.“ (Schlesische Nachrichten vom 
15. Dezember 1994). 


1. Wird beim nächsten Deutschlandtreffen der Landsmannschaft Schlesien 
im Jahr 2003 erneut ein Gastredner aus den Reihen der Bundesregierung 
auftreten, wenn ja, wer, bzw. wenn nein, warum nicht? 

Erste Voraussetzung für eine Gastrede ist eine Einladung. Diese liegt nicht vor. 


2. Hat die Bundesregierung verfassungsschutzrelevante Erkenntnisse über 
die Deutschlandtreffen der Landsmannschaft Schlesien in den letzten zehn 
Jahren oder über die Landsmannschaft Schlesien und wenn ja, welche? 

Zu Aktivitäten von Rechtsextremisten anlässlich von Deutschlandtreffen wird 
auf die Antworten zu Fragen 5, 6 und 7 verwiesen. 

Mitglieder des Landesverbandes Sachsen/Schlesische Lausitz e. V. der Lands- 
mannschaft Schlesien beteiligten sich am 13. Februar 2001 an einem Trauer- 
marsch anlässlich des Jahrestages der Luftangriffe auf Dresden; an der De- 
monstration beteiligten sich auch Rechtsextremisten. Laut einem Pressebericht 
auf der Homepage „sz - online“ vom 15. Februar 2001 hat sich der Vorstand 
des Landesverbandes Sachsen/Schlesische Lausitz e. V. „vom Treiben einiger 
Mitglieder, in Verbindung mit dem Trauermarsch distanziert“. 


3. Kam es nach Erkenntnis der Bundesregierung in den letzten zehn Jahren 
auf den Deutschlandtreffen der Schlesier zu Äußerungen von Rednern, 
welche die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als deutsche Ostgrenze an- 
griffen, oder zu anderen geschichtsrevisionistischen Äußerungen? 

a) Wenn ja, von wem und auf welchem Treffen? 

b) Haben diese Äußerungen ggf. zu strafrechtlichen Ermittlungen geführt 
und wenn ja, mit welchem Ergebnis? 


Hierüber liegen der Bundesregierung keine Informationen vor. 
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4. Haben nach Erkenntnis der Bundesregierung in den letzten zehn Jahren 
bekannte Rechtsextremisten an den Deutschlandtreffen der Schlesier teil- 
genommen oder sind dort als Redner aufgetreten und wenn ja, um wen und 
welche Treffen handelt es sich? 

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


5. Hat die Junge Landsmannschaft Ostpreußen (JLO) in den letzten zehn Jah- 
ren an den Deutschlandtreffen der Schlesier teilgenommen oder zur Teil- 
nahme aufgerufen? 

Wenn ja, in welcher Form und auf welchen Treffen? 

Veranstaltungshinweise im Parteiorgan der NPD „Deutsche Stimme“ (Nr. 6/ 
Juni 2001 und Nr. 7/Juli 2001) enthielten die Ankündigung einer Gemein- 
schaftsfahrt der JLO zum Deutschlandtreffen am 14./15. Juli2001. 


6. Haben nach Erkenntnis der Bundesregierung in den letzten zehn Jahren 
rechtsextremistische Organisationen oder Parteien oder Organisationen, 
bei denen tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen im Sinne der §§ 3 
und 4 Bundesverfassungsschutzgesetz vorliegen, an den Deutschlandtref- 
fen der Schlesier erkennbar teilgenommen, zur Teilnahme aufgerufen, dort 
eigene Publikationen oder Flugblätter verteilt oder Büchertische aufge- 
baut? 

a) Wenn ja, welche und um welche Deutschlandtreffen handelte es sich? 

b) Wie haben die Organisatoren der Deutschlandtreffen darauf ggf. rea- 
giert? 

Nach eigenen Angaben („Der Schlesier“ Nr. 30/27. Juli 2001) hat die rechts- 
extremistische Wochenzeitung „Der Schlesier“ Stände im Rahmen von Deutsch- 
landtreffen aufgestellt, zuletzt auf dem Deutschlandtreffen am 14./15. Juli 2001 . 

In einem Interview mit der „Deutschen Stimme“ (DS Nr. 8/August 1999) er- 
klärte der Vorsitzende des rechtsextremistischen „Zentralrates der vertriebenen 
Deutschen“, er habe an dem Deutschlandtreffen 1999 mit einem Stand teil- 
genommen. 

Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, ob die rechtsextremistische Ausrich- 
tung der Stände erkennbar war. Über Reaktionen der Organisatoren der Deutsch- 
landtreffen ist ebenfalls nichts bekannt. 


7. Haben rechtsextremistische Zeitungen oder Zeitschriften oder Publikatio- 
nen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen im Sinne der 
§§ 3 und 4 Bundesverfassungsschutzgesetz vorliegen, nach Erkenntnis der 
Bundesregierung in den letzten zehn Jahren für die Teilnahme an den 
Deutschlandtreffen der Schlesier geworben oder dazu aufgerufen oder An- 
zeigen der Schlesier als Werbung für die Deutschlandtreffen geschaltet, 
und wenn ja, welche (bitte jeweils angeben)? 

Die NPD hatte in der „Deutschen Stimme“ (Nr. 6/Juni 1999) in einem kurzen 
Beitrag - ohne eigene Kommentierung - auf das Deutschlandtreffen am 
10./11. Juni 1999 hingewiesen. 

Die rechtsextremistische Wochenzeitung „Der Schlesier“ weist auf der ersten 
Seite frühzeitig und wiederholt auf die alle zwei Jahre stattfmdenden Deutsch- 
landtreffen der Schlesier hin. Mit Blick auf das Schlesiertreffen am 14./15. Juli 
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2001 wurden bereits in der Ausgabe Nr. 8/2001 vom 23. Februar 2001 Plaket- 
ten für diese Veranstaltung angeboten sowie Zimmer- und Reisehinweise erteilt. 
Bis zum Veranstaltungstermin wurde in sechs weiteren Ausgaben zur Teil- 
nahme an dem Treffen aufgerufen, ln zwei Ausgaben nach dem Deutschland- 
treffen (Nr. 30/2001 vom 27. Juli 2001 und Nr. 31/2001 vom 3. August 2001) 
widmete sich der „Der Schlesier“ dem Deutschlandtreffen ausführlich mit einer 
Nachbetrachtung. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob vorgenannte Veröffentlichungen im 
Einvernehmen mit der Landsmannschaft erfolgt sind. 

In anderen rechtsextremistischen Publikationen finden sich keine vergleich- 
baren Hinweise auf das Schlesiertreffen. 


8. Standen in den letzten zehn Jahren für die Deutschlandtreffen der Schlesier 
oder für andere Veranstaltungen der Landsmannschaft Schlesien Mittel aus 
dem Bundeshaushalt zur Verfügung und wenn ja, in welcher Höhe (bitte 
für jedes Treffen und jede Veranstaltung einzeln auflisten)? 

Im Zeitraum von 1992 bis 1999 (letztmalig) wurden die Deutschlandtreffen der 
Landsmannschaft Schlesien mit insgesamt rd. 209 T Euro unterstützt. Für sons- 
tige Veranstaltungen hat die Landsmannschaft Schlesien als Zuwendungsemp- 
fängerin des Bundes rd. 1 040 T Euro an Bundesmitteln erhalten. Dabei sind 
Daten, die sich auf die Jahre vor 1994 beziehen, nur teilweise verfügbar. Eine 
detaillierte Einzelfallaufschlüsselung ist in der für die Beantwortung einer Klei- 
nen Anfrage zur Verfügung stehenden Zeit nur mit unverhältnismäßig hohem 
Verwaltungsaufwand möglich. 


9. Wo wird nach Erkenntnis der Bundesregierung das nächste Deutschland- 
treffen der Schlesier stattfinden und erwägt die Bundesregierung eine 
finanzielle Unterstützung aus dem Bundeshaushalt? 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung steht der Ort des nächsten Deutsch- 
landtreffens der Landsmannschaft noch nicht fest. Ein Antrag auf finanzielle 
Förderung ist nicht gestellt. 
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